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1997 legte der Bundesrat seine erste Strategie 
«Nachhaltige Entwicklung in der Schweiz» 
vor; diese wurde im Jahr 2002 im Hinblick auf 
den «Weltgipfel für Nachhaltige Entwicklung» 
von Johannesburg zum ersten Mal erneuert. 
2008 folgte die dritte Version mit dem Titel 
«Strategie Nachhaltige Entwicklung: Leitlinien 
und Aktionsplan 2008 bis 2011».1 Im Hinblick 
auf eine vierte Version (2012 bis 2014) werden 
gegenwärtig die nach Massgabe der heute gül-
tigen Strategie getroffenen Massnahmen eva-
luiert. In Übereinstimmung mit dem «Brundt-
landbericht» der World Commission on Envi-
ronment and Development «Our common futu-
re» (1987) gilt für den Bundesrat das in der 
neuen Bundesverfassung von 1999 (art. 2, 73) 
postulierte Nachhaltigkeitsgebot dann als er-
füllt, wenn die Entwicklung gewährleistet, 
«dass die Bedürfnisse der heutigen Generation 
befriedigt werden, ohne die Möglichkeiten 
künftiger Generationen zur Befriedigung ihrer 
eigenen Bedürfnisse zu beeinträchtigen»2. Ne-
ben der Idee der «Grenzen der Tragfähigkeit 
des globalen Ökosystems» steht für den Bun-
desrat der «Vorrang der Befriedigung der 
Grundbedürfnisse insbesondere der Armen» 
im Vordergrund.
Im schweizerischen Sprachgebrauch spricht 
man auch auf der Ebene der Kantone und Ge-
meinden im Einklang mit der bundesrätlichen 
Strategie gemeinhin von den drei zentralen Di-
mensionen der nachhaltigen Entwicklung, die 
da sind «die wirtschaftliche Leistungsfähig-
keit, die ökologische Verantwortung und die 
gesellschaftliche Solidarität». Im Folgenden 
soll gezeigt werden, dass diese letzte Kompo-
nente der gesellschaftlichen Solidarität bisher 
sowohl in Politik und Verwaltung als auch in 
theoretisch angelegten Konzepten der nach-
haltigen Entwicklung recht stiefmütterlich be-
handelt wird. Die bundesrätliche Strategie 
nennt dafür die fünf Zielbereiche «Gesund-
heit», «Entfaltung und Identität der Einzel-
nen», «Kultur/gesellschaftliche Werte und Res-
sourcen (Sozialkapital)», «Rechtssicherheit 
und -gleichheit (Frau und Mann, Schutz von 
Minderheiten, Menschenrechte)» sowie «Soli-
darität innerhalb und zwischen den Generati-
onen sowie global».
Die 2003 (noch vor Verabschiedung der heu-
te gültigen Nachhaltigkeitsstrategie) von den 
drei Bundesämtern für Statistik, für Umwelt, 
1 Bericht des Bundesrates vom 16. April 2008.
2  Schweizerischer Bundesrat, 2008, Strategie nachhaltige Ent-
wicklung. Leitlinien und Aktionsplan 2008-2011, S. 5.
Wald und Landschaft (heute: Umwelt) und 
Raumentwicklung (ARE) publizierten «Postu-
late zur gesellschaftlichen Solidarität»3 sind 
zwar etwas konkreter4; auf der Ebene der Indi-
katoren zur Messung der Erfüllung dieser Po-
stulate bleiben aber auch diese sog. Monet-Di-
mensionen zur gesellschaftlichen Solidarität 
verglichen mit denjenigen zur wirtschaftlichen 
Leistungsfähigkeit und zur ökologischen Ver-
antwortung recht vage. 
Schwache Konkretisierung der sozialen Dimensi-
on der nachhaltigen Entwicklung
Diese Schwäche der sozialen Dimension äus-
sert sich vor allem in der praktischen Umset-
zung auf der Ebene ausgewählter Sektoralpoli-
tiken sowie im Rahmen von Nachhaltigkeitsbe-
urteilungen von Projekten (NHB): Bemerkens-
wert unscharf fallen die Konkretisierungen im 
Rahmen des bundesrätlichen Aktionsplans 
2008 bis 2011 in den acht ausgewählten Sekto-
ralpolitiken und insbesondere der darin ver-
wendeten Monitoringindikatoren aus. Begriffe 
wie «Anpassung der Schutzmassnahmen an 
die Auswirkungen des Klimawandels» oder 
«integrales Risikomanagement» (Bereich Kli-
mawandel und Naturgefahren), «bezahlbares 
Energieangebot» (Bereich Energie), «hochwer-
tige, attraktive Siedlungs- und Erholungsräu-
me» oder «Verkehrssicherheit» (Bereich Raum-
entwicklung und Verkehr) sind dafür ebenso 
bezeichnend wie die begriffliche Unschärfe an-
derer Postulate wie «gerechte Arbeitsbedin-
gungen», «Corporate Social Responsability» 
(Bereich Wirtschaft, Produktion und Konsum) 
oder «solidarische, gerechte Gesellschaft» 
bzw. «Integration der ausländischen Wohnbe-
völkerung etwa im Ausbildungsbereich», weil 
ein «Auseinanderdriften und eine Pluralisie-
rung der Gesellschaft (…) den gesellschaft-
lichen Zusammenhalt auf die Probe» stellen. 
An anderer Stelle wird vom Risiko von Ar-
beitslosigkeit, Armut, Krankheit, Sucht und 
Kriminalität gesprochen, weshalb der Bundes-
rat eine breit abgestützte «Strategie zur Be-
kämpfung der Armut» und eine Arbeitsmarkt-
politik fordert, die «ältere Arbeitnehmende 
nicht benachteiligt» (Bereich sozialer Zusam-
3  Indikatorensystem Monet («Monitoring der nachhaltigen Ent-
wicklung»), veröffentlicht in BFS, Buwal, ARE, 2003, Nachhal-
tige Entwicklung Schweiz – Indikatoren und Kommentare.
4  Insbes.: Armutsbekämpfung, physisches und psychisches 
Wohlbefinden, Teilungsgerechtigkeit der Ressourcen, Integra-
tion benachteiligter Bevölkerungsgruppen und Regionen, so-
ziale und politische Partizipation, Bildungs- und Demokra-
tieförderung, kindergerechtes Umfeld.
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Ähnliche Unschärfen weisen auch die Indika-
toren auf, die bei sog. Nachhaltigkeitsbeurtei-
lungen (NHB) von staatlichen Aktivitäten (Ge-
setze, Regierungsprogramme, Aktionspläne 
oder Projekte) im Rahmen recht ausgefeilter 
Beurteilungsinstrumente auf der Ebene des 
Bundes6, der Kantone7 und der Gemeinden8 
zur Anwendung gelangen. Auch die Präsentati-
on der einschlägigen Zielgrössen und Beurtei-
lungskriterien für Projekte nach der sozialen 
Dimension der nachhaltigen Entwicklung an-
lässlich einer Sitzung der ERFA-Gruppe des 
ARE zum Thema «Nachhaltige Entwicklung 
auf lokaler Ebene» vom 27. April 2010 ergab 
eine recht magere Ausbeute. Immerhin zeich-
nen sich demnach interessante Entwicklungen 
ab im Bereich des öffentlichen Vergabewesens 
(Kinderarbeit bei Zulieferungsfirmen, Einhal-
tung der Gesamtarbeitsverträge, Lehrlings-
plätze), in Sachen Gleichstellung von Mann und 
Frau oder in der Gesundheitspolitik (Zugäng-
lichkeit staatlicher Gesundheitsleistungen in 
entlegenen Gebieten). 
Sind Sozial- und Umweltpolitik per se sozial 
nachhaltig? 
Eine kürzlich im Auftrag des ARE durchge-
führte Studie über die strukturelle Veranke-
rung der nachhaltigen Entwicklung in der 
Bundesverwaltung und in ausgewählten Kan-
tonsverwaltungen9 hat für das für wichtige Be-
lange der Wirtschafts- und Arbeitsmarktpoli-
tik zuständige Staatssekretariat für Wirtschaft 
(SECO) ergeben, dass dieses Amt im Rahmen 
der Umsetzung der nachhaltigen Entwicklung 
zwar beachtliche Arbeiten in den Bereichen 
Ökonomie und Ökologie vorzuweisen hat, dass 
es indessen weder auf der strukturellen (spezi-
elle Dienststelle mit entsprechendem Pflichten-
heft) noch auf der prozeduralen Ebene (Nach-
haltigkeitsbeurteilung ausgewählter Projekte) 
über Mechanismen zur Umsetzung der sozi-
alen Komponente der nachhaltigen Entwick-
lung verfügt. Auch bei dem für Umweltpolitik 
zuständigen Bundesamt für Umwelt findet sich 
nur ansatzweise eine institutionalisierte Ver-
6  Bundesamt für Raumentwicklung ARE (2008). Nachhaltig-
keitsbeurteilung: Leitfaden für Bundesstellen und weitere In-
teressierte – NHB; Regulierungsfolgenabschätzung (SECO), 
Volkswirtschaftliche Beurteilung (VOBU-BAFU) und ähnliche 
Instrumente ausgewählter Sektoralpolitiken (z.B. NISTRA für 
Strassenbau.)
7  z.B.: Kanton Aargau: Nachhaltigkeitscheck; Kanton Bern: 
Nachhaltigkeitscompass; canton de Vaud: Boussole vaudoise.
8  Vgl. die insgesamt elf Instrumente, die hier zur Anwendung 
gelangen in: Bundesamt für Raumentwicklung ARE, 2007, 
Nachhaltigkeitsbeurteilung von Projekten auf der Ebene der 
Kantone und Gemeinden.
9  Knoepfel Peter, Strukturelle Verankerung der nachhaltigen 
Entwicklung in der Bundesverwaltung und in ausgewählten 
Kantonsverwaltungen, Juni 2010.
menhalt, Demografie und Migration). Eine prä-
ventive Gesundheitsförderung soll «zu glei-
chen Bedingungen für Alle» und zur «Stärkung 
des sozialen Zusammenhalts sowie der verbes-
serten Schutz- oder Gesundheitsbedrohungen» 
führen. Gefordert wird hier «gesundheitliche 
Chancengleichheit». Die Politik soll Massnah-
men aufzeigen, «mit denen die heute in der 
Schweiz bestehende ungleiche Verteilung der 
Chancen, gesund zu bleiben (…), überwunden 
werden kann» (Bereich öffentliche Gesundheit, 
Sport und Bewegungsförderung). 
Etwas konkreter formuliert werden die 
Massnahmen zur globalen Entwicklungs- und 
Umweltherausforderung. Gefordert werden 
hier eine «globale Umweltgouvernanz» und 
unter anderem bis zum Jahr 2015 «gemeinsam 
messbare Ziele zur Bekämpfung von Hunger, 
Armut, Krankheit, Analphabetismus, der Dis-
kriminierung der Frauen» sowie Besserungen 
im Bereich der Menschenrechte und der 
Rechtsstaatlichkeit. Dabei sind insbesondere 
Massnahmen vorgesehen «zur Deckung der 
Grundbedürfnisse der Ärmsten» (arme länd-
liche Bevölkerung) sowie eine «Absicherung 
der verwundbarsten Bevölkerungsgruppen ge-
gen Risiken wie übertragbare Krankheiten, 
Ressourcenverknappung (Wasser, Energie), die 
Folgen des Klimawandels und der Naturge-
fahren sowie gegen Unsicherheit und Gewalt in 
fragilen Staaten». In den drei transversalen 
Themenfeldern Finanzpolitik, Bildung, For-
schung und Innovation sowie Kultur5 finden 
sich praktisch keine Konkretisierungen der so-
zialen Nachhaltigkeit. Die wohl konkreteste 
Ausprägung der sozialen Nachhaltigkeit findet 
sich sowohl auf Bundes- als auch auf Kantons- 
und Gemeindeebene im Bereich der öffent-
lichen Beschaffungspolitiken (Bereich Wirt-
schaft, Produktion und Konsum). 
Ein Blick auf die Nachhaltigkeitsprozesse, 
die gegenwärtig (Sommer 2010) in insgesamt 
16 der 26 Schweizer Kantone und in 172 Ge-
meinden laufen, zeigt, dass auch hier der Ein-
stieg in die nachhaltige Entwicklung über 
klassische Themen der Umweltpolitik (Ver-
kehr/Mobilität, Raumplanung, Natur und 
Landschaft, Energie, Landwirtschaft oder Ab-
fälle und Altlasten) und weniger über jene Po-
litikbereiche erfolgt, die gemeinhin der sozi-
alen Dimension der nachhaltigen Entwicklung 
zugeordnet werden (Gleichberechtigung Mann/
Frau, Intergenerationelles, Integration, Jugend 
oder Gesundheit). 
5  www.are.admin.ch/thp/modules/service/popup.html?lang=, 
26.5.2010.
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ankerung dieser sozialen Komponente; hier 
wird die nachhaltige Entwicklung vornehm-
lich als Abstimmung von Ökologie und Wirt-
schaft verstanden.10 Diese Befunde zu diesen 
für nachhaltige Entwicklung sicherlich zentra-
len Sektoralpolitiken sind ein weiterer Beleg 
für die schwache Stellung der sozialen Dimen-
sion im schweizerischen Nachhaltigkeitspro-
gramm. Sie legen ausserdem nahe, wie hart-
näckig sich die Auffassung hält, Sozialpolitik 
und Umweltpolitik seien per se sozial, weshalb 
hier Korrekturen im Sinne der Ökologie oder 
der Ökonomie, nicht aber im Sinne der Nach-
haltigkeitspostulate der gesellschaftlichen So-
lidarität notwendig seien. 
Diese Auffassung greift meines Erachtens zu 
kurz. Denn kurz-, mittel- und vor allem lang-
fristig kann Sozialpolitik durchaus sozial nicht 
nachhaltig sein. So kann sie u. U. negative Aus-
wirkungen auf die Gesundheit der mit ihren 
Mitteln geförderten Bevölkerungskreise ha-
ben, wenn sie zurückgreift auf Billigfood-An-
gebote, wenn sie den Alkohol- oder Tabakkon-
sum der Working Poor mitfinanziert oder wenn 
sie ihrer Klientel Arbeitsplätze zuweist, die 
diese Gesundheitsrisiken aussetzt. 
Sozialpolitik kann auch deshalb sozial nicht 
nachhaltig sein, weil sie prozedural oder in-
haltl ich bestimmte Gruppen von ihren 
Leistungen ausgrenzt. Prozedural kann dies 
dadurch geschehen, dass die Sozialverwaltung 
für bestimmte Gruppen zu einem unüberwind-
lichen bürokratischen Hindernis für den Zu-
gang zu entsprechenden Leistungen wird 
(«non-recours»11). Inhaltlich kann Sozialpolitik 
durch selektive Förderkriterien zu generell 
oder im Einzelfall ungerechtfertigte Diskrimi-
nierungen führen; dies gilt immer noch insbe-
sondere im Verhältnis zwischen Mann und 
Frau, zwischen verschiedenen Gruppen von 
IV-Bezügern oder zwischen Ausländern und 
Inländern. Schliesslich kann Sozialpolitik aus-
gesprochen negative Auswirkungen auf die ge-
sellschaftliche Solidarität haben, wenn sie 
künftige Generationen gegenüber den gegen-
wärtigen bevorzugt («Plünderung der Sozial-
werke»), einzelnen (Rand-) Gruppen den Zutritt 
zum nationalen Gesundheitssystem verwehrt 
(amerikanische Gesundheitsreform von 2010) 
oder zum Kampf unter «Habenichtsen» bei-
trägt und so Konkurrenzsituationen unter So-
zialleistungsempfängern schürt. 
10  Entsprechende Abklärungen wurden nicht vorgenommen im 
Bundesamt für Sozialversicherung oder im Bundesamt für 
Gesundheit; beide Ämter sind federführend für wichtige Be-
standteile der Eidgenössischen Sozialpolitik.
11 Vgl. Philippe Warin et al., 2009.
Ähnliches gilt für die Umweltpolitik, deren 
soziale Folgen insbesondere von Ökonomen 
seit den 70er Jahren kritisch diskutiert wer-
den. Trotzdem werden deren soziale Auswir-
kungen heute immer noch zu wenig themati-
siert. Dies gilt insbesondere für Förderungs-
massnahmen des ökologischen Landbaus (ge-
sunde Nahrung nur für Wohlhabende; keine 
sozialpolitisch motivierten Subventionen für 
Bioprodukte), für Fördermassnahmen im öf-
fentlichen Verkehr (ohne sozialpolitische Abfe-
derung der – ansteigenden – Transportkosten), 
für die ökologisch sicherlich erforderlichen 
CO2-Abgaben oder für ökologisch erwünschte, 
sozial indessen oft sehr einschneidende Ener-
giepreissteigerungen. Generell gilt vermutlich, 
dass eine konsequente Durchführung des Ver-
ursacherprinzips negative Konsequenzen für 
die soziale Dimension der Nachhaltigkeit hat. 
Gebühren sind und bleiben (leider) sozialpoli-
tisch unelastisch. Viele Diskussionen über die 
Einführung der sog. Sackgebühr zeigen, dass 
eine radikale Einführung des Verursacher-
prinzips einer neoliberalen Ideologie näher 
steht als dem Postulat nach gesellschaftlicher 
Solidarität, wie es die soziale Komponente der 
nachhaltigen Entwicklung fordert. 
Gründe für die schwache Positionierung der sozi-
alen Komponente der nachhaltigen Entwicklung
Wir haben gezeigt, dass im – gemeinhin aner-
kannten – Dreieck der nachhaltigen Entwick-
lung die soziale Dimension heute eindeutig zu 
kurz kommt. Dieser Befund muss in Anbe-
tracht der bundesrätlichen Strategie und des 
Nachhaltigkeitsgebotes der Bundesverfassung 
parteiübergreifend beklagt werden. Politik 
und Verwaltungspraxis haben diese kaum 
vollständig thematisiert. Dafür lassen sich m. E. 
folgende vier Gründe anführen:
(1) Zum Ersten steht fest, dass wir bei der 
sozialen Dimension der Nachhaltigkeit über 
erheblich weniger konsentierte Normen und 
Standards verfügen als im Bereich der ökono-
mischen und der ökologischen Nachhaltigkeit. 
Insbesondere die Umweltpolitik hat in den 
80er Jahren des letzten Jahrhunderts diesbe-
züglich ihre Hausaufgaben gemacht. Heute 
verfügen wir in der Tat über milligramm-
scharfe Emissions- und Immissionsgrenz-
werte, die wir in der Sozialpolitik nicht finden. 
Wo hier Begriffe wie «sozial angemessene Ar-
beitsbedingungen» (Kinderarbeit), «Armut», 
oder «Chancengleichheit beim Zugang zu ge-
sundheitlichen Leistungen» Verwendung fin-
den, stehen in der Umweltpolitik eindeutig 
messbare Grenzwerte, deren Überschreitung 
kommunizierbar ist und einforderbares staat-
Peter Knoepfel ist Pro-
fessor für die Analyse 
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Minimal- und – neuerdings debattierte – Maxi-
malrenditen) haben diesbezüglich einen leich-
teren Stand. Diese Werte werden von «Wissen-
schaftern» oder von Ökonomen (Notare/Buch-
halter) «verwaltet», deren korporatistische In-
teressenvertreter erheblich stärker sind als 
jene der sozialen «Habenichtse», die weder in 
den Kaderschmieden der Ökonomen in St. Gal-
len oder Chicago noch in Johannesburg über 
politisch potente Vertreter verfügen. 
Aus all diesen Gründen hat die soziale Di-
mension der nachhaltigen Entwicklung keinen 
leichten Stand. Ihr fehlen professionelle An-
wälte, die ihren – legitimen – Ansprüchen zum 
Durchbruch verhälfen. Wir appellieren daher 
an die wissenschaftliche Forschung, an Politik 
und Verwaltung und an die zahlreichen gesell-
schaftlichen Organisationen, die Bundesver-
fassung und die bundesrätliche Strategie zur 
Nachhaltigen Entwicklung endlich in Gestalt 
triftiger und konkreter Postulate und entspre-
chender Indikatoren einzufordern. Kritisch zu 
betrachten sind dabei (neben der hier nicht be-
handelten Wirtschaftspolitik) insbesondere 
auch die angeblich unverdächtigen Sozial- und 
Umweltpolitiken.
Text: Peter Knoepfel
liches Handeln zur Folge hat. Selbst staatliche 
Regulierung der Arbeitssicherheit, gesell-
schaftliche «charts of social responsivness of 
business» oder firmeninterne Sozialregulie-
rungen verfügen nicht über entsprechend kla-
re Zielgrössen und Indikatoren.
(2) Zum Zweiten ist darauf zu verweisen, 
dass solche Zielgrössen im modernen, interna-
tionalen kapitalistischen System auch gar nicht 
erwünscht sind. Soziale Gefälle bleiben eine 
wichtige Determinante ökonomischer Investi-
tionsentscheidungen internationaler Kon-
zerne, die dank verfassungsrechtlicher Garan-
tien (Eigentums-, Handels- und Gewerbefreiheit) 
politisch nur schwer zu überwinden sind. So-
lange Produkte, die unter menschenunwür-
digen (sozialen) Bedingungen produziert wer-
den, wirtschaftl ich oder gar ökologisch 
attraktiv sind, bleiben sozial nicht nachhaltige 
Produktionsbedingungen unterthematisiert. 
Widersprüche zeichnen sich nur in Randseg-
menten solcher Märkte ab (z.B. Max Havelaar). 
(3) Dieser Beitrag zeigt ausserdem, dass die 
Hauptachse des Nachhaltigkeitsdiskurses heu-
te eindeutig zwischen Ökonomie und Ökologie 
verläuft. Die soziale Komponente der nachhal-
tigen Entwicklung wird ausserdem oft – unzu-
treffenderweise – der ökonomischen Dimensi-
on zugeschlagen. Darin liegt ein weiterer 
Grund dafür, dass ein expliziter Diskurs über 
diese Komponente ausbleibt. So genügt es z.B, 
dass die Entwicklungsländer insgesamt «mehr 
verdienen». Die zu diesem Zweck ange-
strengten Marktöffnungen lassen die Frage 
nach den sozialen Bedingungen, unter denen 
die Produkte hergestellt werden, nicht selten 
aussen vor. Kinder- oder Sklavenarbeit, 
Frauen- und Ausländerausbeutung oder eth-
nische Diskriminierungen, die möglicherweise 
gerade mit Ursachen für den Erfolg solcher 
Produkte sind, gelten etwa im Rahmen des of-
fiziellen Sprachgebrauchs der WTO immer 
noch als nebensächlich. Hauptsache ist, dass 
«der Preis stimmt».
(4) Schliesslich ist festzuhalten, dass die so-
ziale Dimension der Nachhaltigkeit politisch 
erheblich umstrittener ist als die ökonomische 
und die ökologische Dimension. Im In- und im 
Ausland wird politisch gestritten über die De-
finition von «sozial gerechten Mindestlöhnen», 
von «Korruption», von «Sklaverei» oder von 
angemessenen «komparativen Wettbewerbs-
vorteilen» und dergleichen, als ob dazu ein 
Konsens über soziale «Minimalstandards» un-
möglich zu erzielen wäre. Ökologisch (gesund-
heitlich begründete Grenzwerte) und ökono-
misch als «objektiv» ausgegebene Minimal-
standards (Amortisations- und Ratingregeln, 
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